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Der nachstehende Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des Vergütungs-
berichts nach § 162 Abs. 3 AktG wurde von der Rödl Audit GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Köln, aufgrund des Auftrages zur Prüfung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr von 1. Januar 
bis 31. Dezember 2025 erteilt. Dieser Auftrag unterliegt ausschließlich deutschem Recht und ihm lie-
gen – auch im Verhältnis zu Dritten - die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferin-
nen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2024 zu 
Grunde. Der Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers ist an die SMT Scharf AG, Hamm, gerich-
tet und nicht dazu bestimmt, als Grundlage für Entscheidungen Dritter zu dienen. Die Rödl Audit 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Köln, übernimmt deshalb Dritten gegenüber keine Verpflich-
tungen, Verantwortung oder Sorgfaltspflichten, es sei denn, einem Dritten wurde schriftlich im Voraus 
etwas Abweichendes zugesichert. 
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An die SMT Scharf AG, Hamm 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der SMT Scharf AG, Hamm, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2025 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG im 
Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbe-
richt nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belangen die 
Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf 
den Inhalt des Vergütungsberichts. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG unter 
Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergütungsberichts 
nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870 (09.2023)) durchgeführt. Unsere Verantwortung nach dieser 
Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ unseres 
Vermerks weitergehend beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen 
des IDW Qualitätsmanagementstandards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement in der Wirt-
schaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022)) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschafts-
prüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte Buchprüfer einschließlich der 
Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Vergütungsberichts, 
einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des § 162 AktG entspricht. Ferner 
sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung 
eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der 
Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergütungsbericht in allen 
wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden sind, und hier-
über ein Prüfungsurteil in einem Vermerk abzugeben. 
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Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen Vergleich der im Vergü-
tungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 2 AktG geforderten Angaben die for-
melle Vollständigkeit des Vergütungsberichts feststellen können. In Einklang 
mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollständig-
keit der einzelnen Angaben oder die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts nicht geprüft.

Köln, den 10. April 2026 

Rödl Audit GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Groll 
Wirtschaftsprüfer 

Broda 
Wirtschaftsprüfer 
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Gemäß § 162 AktG haben Vorstand und Aufsichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft 

jährlich einen klaren und verständlichen Bericht über die im letzten Geschäftsjahr jedem 

einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats von der 

Gesellschaft und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 des Handelsgesetzbuches 

(HGB)) gewährte und geschuldete Vergütung zu erstellen. Nach der Intention des 

Gesetzgebers soll der Vergütungsbericht nach § 162 AktG den Aktionären insbesondere die 

Überprüfung ermöglichen, ob die Vergütung der Mitglieder des Geschäftsführungsorgans 

innerhalb der Vorgaben des durch die Hauptversammlung gebilligten Vergütungssystems 

nach §§ 87a, 120a AktG festgesetzt wurde. 

Das Vergütungssystem für den Vorstand gemäß § 87a Abs. 1 und 2 Satz 1 AktG wurde der 

Hauptversammlung am 20. Mai 2025 erstmals zur Billigung vorgelegt („Vergütungssystem 

2025“) und über die Internetseite der Gesellschaft unter 

[https://www.smtscharf.com/investorrelations/corporate-governance/] öffentlich zugänglich 

gemacht. Das Vergütungssystem 2025 findet Anwendung auf alle Anstellungsverträge mit 

Mitgliedern des Vorstands, die nach dem 20. Mai 2025 abgeschlossen, verlängert oder 

geändert werden. Für bestehende Vorstandsdienstverträge gilt die bisherige, zum Zeitpunkt 

des jeweiligen Vertragsabschlusses geltende Vergütungsstruktur. Dies ist im Rahmen dieses 

Vergütungsberichts zu berücksichtigen. 

Dieser Vergütungsbericht beschreibt die individuell gewährte und geschuldete Vergütung der 

Mitglieder des Vorstands (Abschnitt I.) und des Aufsichtsrats (Abschnitt II.) der SMT Scharf AG 

im Geschäftsjahr 2025, d.h. im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie 

eine vergleichende Darstellung der Ertragsentwicklung und der jährlichen Veränderung der 

Vergütung der Organmitglieder (Abschnitt III.). 
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I. Vergütung der Vorstandsmitglieder 

1. Zusammensetzung des Vorstands im Geschäftsjahr 2025

Der Vorstand der SMT Scharf AG bestand im Geschäftsjahr 2025 aus folgenden 

Personen: 

Herr Liu Jun 

(Chief Executive Officer) 

Herr Longjiao Wang 

(Chief Executive Officer) 

vom 1. Januar bis 20. Mai 2025 

vom 20. Mai bis 31. Dezember 2025 

Herr Volker Weiss 

(Chief Financial Officer) 

vom 1. Januar bis 16. Dezember 2025 

Herr Reinhard Reinartz 

(Chief Operating Officer) 

vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025 

2. Vergütungssystem des Vorstands 

2.1 Grundzüge des bisherigen Vergütungssystems des Vorstands (gültig für alle 
Vorstandsverträge, die vor dem 20.05.2025 abgeschlossen wurden)   

Die Gesamtbezüge des Vorstands setzen sich wie folgt zusammen: 

2.1.1 Feste Vergütung 

Die feste (erfolgsunabhängige) Vergütung besteht aus der Grundvergütung in 

Form eines monatlichen Gehalts sowie Sach- und sonstigen Bezüge 

(Nebenleistungen, siehe unten unter lit. c)). Maßstab für die Angemessenheit 

der festen Vergütung sind insbesondere die Aufgaben des jeweiligen 

Vorstandsmitglieds sowie die wirtschaftliche Lage, der Erfolg und die 

Zukunftsaussichten der Gesellschaft. Die monatliche Grundvergütung sichert 

ein angemessenes Grundeinkommen zur Gewinnung und Bindung 

hochqualifizierter Vorstandsmitglieder und dient zugleich dazu zu verhindern, 

dass die Vorstandsmitglieder unangemessene Risiken eingehen. Dadurch trägt 

die monatliche Grundvergütung zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft 

bei. In der monatlichen Grundvergütung spiegelt sich zudem auch die Rolle des 

einzelnen Vorstandsmitglieds und sein Verantwortungsbereich im Vorstand 

wider. 
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2.1.2 Variable Vergütung 

Als variable Vergütung erhält ein Vorstandsmitglied zusätzlich eine 

erfolgsabhängige Vergütung in Form von an kurzfristigen Leistungskriterien 

ausgerichtete Boni. Für Geschäftsjahre, in denen der Vorstandsdienstvertrag 

nur zeitweise besteht, fällt die variable Vergütung pro rata temporis an. Für die 

variablen Vergütungsbestandteile werden vor Beginn eines Geschäftsjahres 

durch den Aufsichtsrat mit Blick auf die strategischen Ziele, die Vorgaben aus 

§§ 87, 87a AktG und dem Deutschen Corporate Governance Kodex Zielkriterien 

festgesetzt, aufgrund deren Erreichungsgrad die Höhe der tatsächlichen 

Auszahlung bestimmt wird. Die Zielgrößen für die variable, leistungsbezogene 

Vergütung für ein Geschäftsjahr betragen jeweils einen individuellen Betrag pro 

Vorstandsmitglied „On Target Earnings“ („OTE“) (brutto, alle nachfolgenden 

Betragsangaben in diesem Absatz verstehen sich jeweils als Bruttobeträge). 

Sofern die in der Zielvereinbarung enthaltenen Ziele über- oder unterschritten 

werden, erhöht bzw. verringert sich die variable Vergütung gemäß den 

angegebenen Prozentsätzen bis zu den jeweiligen Caps bzw. Floors. Die 

Erreichung oder Nichterreichung eines Ziels verbunden mit der Ermittlung der 

Höhe der variablen und leistungsbezogenen Vergütung stellt der Aufsichtsrat 

nach Billigung des entsprechend testierten Jahresabschlusses fest. Die 

Bonuszahlungen sind 14 Tage nach der jeweiligen ordentlichen 

Hauptversammlung fällig.  

Die relevanten Ziele für die variable Vergütung werden anhand der folgenden 

Leistungskriterien ermittelt: 

2.1.2.1  Konzernumsatz 

Der Konzernumsatz wird gemäß dem durch den Abschlussprüfer 

geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten IFRS-

Konzernabschluss für das betreffende Geschäftsjahr festgestellt. 

Wird ein Umsatz in Höhe des mit dem Budget verabschiedeten 

Umsatzes erreicht, so erfolgt eine individuelle variable 

Vergütung. An einer Überschreitung als auch an einer 

Unterschreitung des Verabschiedeten Umsatzes wird das 

Vorstandsmitglied mit einem individuellen Bonuskoeffizienten 

beteiligt. Somit erhöht sich bzw. verringert sich die variable 

Vergütung. Die variable Vergütung aufgrund des Umsatzes ist 

auf einen individuellen Maximalbetrag (Cap) und Minimalbetrag 

(Floor) begrenzt. 

2.1.2.2  Konzern-Residualgewinn 

Als Konzern-Residualgewinn gilt das Konzernergebnis der SMT 

Scharf Gruppe ohne OCI (Other Cornprehensive lncome) 

abzüglich Zinsen auf das Eigenkapital, wobei die Zinshöhe mit 
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5 % festgelegt wird. Das Konzernergebnis und das OCI 

bestimmen sich nach dem durch den Abschlussprüfer geprüften 

und vom Aufsichtsrat gebilligten IFRS-Konzernabschluss für das 

betreffende Geschäftsjahr. Das Eigenkapital wird als 

durchschnittlicher Buchwert gemäß dem IFRS-

Konzernabschluss in der betreffenden Periode bestimmt, und 

zwar als arithmetisches Mittel der Jahresendwerte des Vorjahrs 

und vom aktuellen Jahr. Wird ein Residualgewinn in Höhe des im 

Budget verabschiedeten Residualgewinnes erreicht, so erfolgt 

eine individuelle variable Vergütung. An einer Überschreitung als 

auch an einer Unterschreitung wird das Vorstandsmitglied mit 

einem individuellen Bonuskoeffizienten beteiligt. Entsprechend 

erhöht bzw. verringert sich die variable Vergütung. Die variable 

Vergütung aufgrund des Residualgewinns ist auf einen 

individuellen Maximalbetrag (Cap) und Minimalbetrag (Floor) 

begrenzt. 

2.1.2.3  Nicht-Kohle-Umsatz 

Der Nicht-Kohle-Umsatz wird auf Grundlage des durch den 

Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten 

IFRS-Konzernabschluss für das betreffende Geschäftsjahr 

ermittelt. Hierzu zählen alle Umsätze in Nicht-Kohle-

Geschäftsfeldern (Segmente: Mineralbergbau, Tunnel sowie 

Andere Industrien). Wird ein Nicht-Kohle-Umsatz in Höhe des im 

Budget verabschiedeten Nicht-Kohle-Umsatzes erreicht, so 

erfolgt eine individuelle variable Vergütung. An einer 

Überschreitung als auch an einer Unterschreitung wird das 

Vorstandsmitglied mit einem individuellen Bonuskoeffizienten 

beteiligt. Entsprechend erhöht bzw. verringert sich die variable 

Vergütung. Die variable Vergütung aufgrund des Nicht-Kohle-

Umsatzes ist auf einen individuellen Maximalbetrag (Cap) und 

Minimalbetrag (Floor) begrenzt. 

2.1.2.4  Nicht-Kohle-Rohertrag 

Der Nicht-Kohle-Rohertrag wird auf Grundlage des durch den 

Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten 

IFRS-Konzernabschluss für das betreffende Geschäftsjahr 

ermittelt. Hierzu zählen alle Roherträge in Nicht-Kohle-

Geschäftsfeldern. Wird ein Nicht-Kohle-Rohertrag in Höhe des 

im Budget verabschiedeten Nicht-Kohle-Rohertrags erreicht, so 

erfolgt eine variable individuelle Vergütung. An einer 

Überschreitung als auch an einer Unterschreitung wird das 

Vorstandsmitglied mit einem individuellen Bonuskoeffizienten 
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beteiligt. Entsprechend erhöht bzw. verringert sich die variable 

Vergütung. Die variable Vergütung aufgrund des Nicht-Kohle-

Rohertrags ist auf einen individuellen Maximalbetrag (Cap) und 

Minimalbetrag (Floor) begrenzt. 

2.1.3 Nebenleistungen 

Jedes Vorstandsmitglied hat Anspruch auf einen angemessenen Dienst-PKW, 

den das Vorstandsmitglied auch zu privaten Zwecken nutzen darf. Die auf die 

Privatnutzung einschließlich der Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

entfallenden Steuern trägt das Vorstandsmitglied. Der anzusetzende Wert 

dieser Sachleistung variiert je nach der persönlichen Situation des 

Vorstandsmitglieds. 

Die Gesellschaft richtet für jedes Vorstandsmitglied eine Gruppen-

Unfallversicherung und eine Vermögensschadens-Haftpflichtversicherung für 

Unternehmensleiter (sog. D&O-Versicherung) ein. 

Die maximale Höhe der jährlichen Gesamtbezüge gemäß § 87 Abs. 1 Satz 1 AktG, d.h. 

der Summe aus den drei genannten Bestandteilen, ist je Vorstandsmitglied auf einen 

bestimmten Betrag begrenzt (sog. „Maximalvergütung“). 

Die Vorstandsdienstverträge werden regelmäßig mit einer Laufzeit von drei bis fünf 

Jahren abgeschlossen. Der Aufsichtsrat könnte hiervon in begründeten Einzelfällen 

abweichen. Zahlungen an Vorstandsmitglieder im Fall der vorzeitigen Beendigung des 

Vorstandsdienstvertrags sind auf die Vergütung für die Restlaufzeit des 

Vorstandsdienstvertrages, die ohne die vorzeitige Beendigung geschuldet gewesen 

wäre, begrenzt. Die Auszahlung noch offener variabler Vergütungsbestandteile, die auf 

die Zeit bis zur Vertragsbeendigung entfallen, erfolgt – vorbehaltlich einer 

abweichenden Vereinbarung zwischen dem ausscheidenden Vorstandsmitglied und 

der Gesellschaft im Einzelfall – auch im Fall der Vertragsbeendigung nach den 

ursprünglich vereinbarten Zielen bzw. Vergleichsparametern und zu den vereinbarten 

Fälligkeitszeitpunkten. 

2.2 Grundzüge des Vergütungssystems des Vorstands (gültig für alle 
Vorstandsverträge, die nach dem 20.05.2025 abgeschlossen wurden)   

Der Aufsichtsrat der SMT Scharf AG (nachfolgend auch „Gesellschaft“) hat das 

folgende Vergütungssystem für Vorstandsmitglieder entsprechend den Regelungen 

der §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG erstellt und auf dieser Basis die nachfolgenden 

Grundsätze beschlossen.  
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Die in diesem Vergütungssystem vorgesehene Struktur der Vergütung ist auf eine 

nachhaltige und langfristige Entwicklung der SMT Scharf AG und deren 

Konzerngesellschaften (nachfolgend „SMT Scharf Gruppe“) ausgerichtet. 

Die Vergütung des Vorstands umfasst sowohl feste (erfolgsunabhängige) Bestandteile 

als auch variable (erfolgsabhängige) Bestandteile. Im Rahmen der variablen Vergütung 

definiert der Aufsichtsrat Leistungskriterien und Zielvorgaben für die Erreichung dieser 

Leistungskriterien, von deren Erfüllung die Höhe der variablen Vergütung abhängt. 

Bei der Festlegung der Vergütung und Leistungskriterien orientiert sich der Aufsichtsrat 

insbesondere an folgenden Zielen: 

- Die Vergütung des Vorstandsmitglieds ist leistungsbezogen und steht in einem 

angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des 

Vorstandsmitglieds sowie dem Unternehmenserfolg. Die Vergütung ist im 

Verhältnis zu vergleichbaren Unternehmen marktüblich und wettbewerbsfähig.  

- Das Vergütungssystem trägt zur Förderung der Unternehmensstrategie und 

zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei.  

- Durch die ausgewählten Leistungskriterien wird eine Harmonisierung der 

Interessen der SMT Scharf Gruppe und ihrer Mitarbeiter, der Aktionäre der 

Gesellschaft, der Kunden und sonstiger Stakeholder erreicht. Bei der Auswahl 

der Leistungskriterien achtet der Aufsichtsrat auch auf eine Harmonisierung der 

Zielvorgaben des Vorstands mit den Zielvorgaben der weiteren Führungskräfte 

in der SMT Scharf Gruppe.  

- Im Rahmen der Festlegung der Vergütung berücksichtigt der Aufsichtsrat auch 

die Vergütung der Mitarbeiter der Gesellschaft.  

- Bei der Ermittlung der Höhe der variablen Vergütung kann der Aufsichtsrat 

auch nicht-finanzielle Leistungskriterien berücksichtigen, insbesondere auch 

um den persönlichen Beitrag des Vorstandsmitglieds zur 

Unternehmensentwicklung angemessen zu berücksichtigen.  

3.  Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des 
Vergütungssystems, erstmalige Anwendung  

Das Vergütungssystem für Vorstandsmitglieder der SMT Scharf AG wird im Einklang 

mit §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG vom Aufsichtsrat festgesetzt.  

Dabei kann der Aufsichtsrat durch einen vom Aufsichtsrat gebildeten 

Personalausschuss unterstützt werden. Bislang hat der Aufsichtsrat allerdings davon 

abgesehen einen Personalausschuss zu bilden.  

Der Aufsichtsrat kann ferner externe Berater (insbesondere Vergütungsberater) 

hinzuziehen, hat bislang aber von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. Im 

Falle einer Mandatierung von externen Beratern wird der Aufsichtsrat auf deren 

Unabhängigkeit achten. Die allgemeinen Regelungen des Aktiengesetzes und des 

Deutschen Corporate Governance Kodex für die Behandlung von Interessenkonflikten 

im Aufsichtsrat werden auch beim Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur 
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Überprüfung des Vergütungssystems beachtet. Bisher ist es im Hinblick auf die 

Vergütung des Vorstands im Aufsichtsrat allerdings nicht zum Auftreten von 

Interessenkonflikten gekommen. Sofern es künftig zu Interessenkonflikten kommen 

sollte, wird der Aufsichtsrat geeignete Maßnahmen ergreifen.  

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung 

zur Billigung vorgelegt. Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung 

gestellte Vergütungssystem nicht, wird spätestens in der darauffolgenden ordentlichen 

Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Billigung vorgelegt.  

Der Aufsichtsrat legt nach Maßgabe des jeweils geltenden Vergütungssystems die 

konkrete Ziel-Gesamtvergütung (wie unter Ziffer 3.2 definiert) für das kommende 

Geschäftsjahr und die Leistungskriterien für die im Vergütungssystem vorgesehenen 

variablen Vergütungsbestandteile für den Vorstand fest.  

Im Falle wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das 

Vergütungssystem der Hauptversammlung erneut zur Billigung vorgelegt.  

Das vorliegende System zur Vergütung des Vorstandsmitglieds gilt für alle nach dem 

Zeitpunkt der Vorlage zur Hauptversammlung neu abzuschließenden 

Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern und alle anstehenden Änderungen oder 

Verlängerungen bestehender Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern.  

4.  Überblick über das Vergütungssystem  

4.1 Vergütungskomponenten 

Das Vergütungssystem setzt sich aus festen (erfolgsunabhängigen) sowie variablen 

(erfolgsabhängigen) Vergütungsbestandteilen zusammen.  

- Die feste, erfolgsunabhängige Vergütungskomponente besteht aus der 

Grundvergütung („Grundvergütung“) sowie Sach- und sonstigen Bezügen 

(„Nebenleistungen“).  

- Die variablen Vergütungsbestandteile können sowohl aus kurzfristigen variablen 

Bestandteilen sowie auch aus langfristigen variablen Bestandteilen bestehen.  

- Für die variablen Vergütungsbestandteile werden vor Beginn eines Geschäftsjahres 

durch den Aufsichtsrat mit Blick auf die strategischen Ziele, die Vorgaben aus §§ 87, 

87a AktG und dem Deutschen Corporate Governance Kodex Zielkriterien festgesetzt, 

aufgrund deren Erreichungsgrad die Höhe der tatsächlichen Auszahlung bestimmt 

wird. Bei der Festlegung der Ziele stellt der Aufsichtsrat sicher, dass diese 

anspruchsvoll, ambitioniert und auf Nachhaltigkeit ausgerichtet sind. Eine 

nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der Vergleichsparameter, die für die 

variable Vergütung vom Aufsichtsrat festgelegt worden sind, sollte nur in begründeten 

Ausnahmefällen erfolgen.  

Die Summe der vorstehend genannten Vergütungen bildet die Gesamtvergütung 

(„Gesamtvergütung“) eines Vorstandsmitglieds.  
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4.2  Festlegung der konkreten Ziel-Gesamtvergütung durch den Aufsichtsrat, 
Angemessenheit der Vorstandsvergütung  

Der Aufsichtsrat legt vor Beginn eines Geschäftsjahres im Einklang mit dem 

Vergütungssystem jeweils für das bevorstehende Geschäftsjahr die Leistungskriterien 

und Ziele für das Erreichen der Ziel-Gesamtvergütung („Ziel-Gesamtvergütung“) für 

jedes Vorstandsmitglied fest. Die Ziel-Gesamtvergütung entspricht der 

Gesamtvergütung, die bei einer unterstellten 100 %-Zielerreichung der 

Leistungskriterien für die variable Vergütung gezahlt wird. Der Anstellungsvertrag kann 

auch vorsehen, dass der Aufsichtsrat für das bevorstehende Geschäftsjahr die Höhe 

der Ziel-Gesamtvergütung durch Anpassung der variablen Vergütungsbestandteile neu 

festsetzt. Ziel dabei ist, dass die jeweilige Vergütung in einem angemessenen 

Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der 

Gesellschaft steht, auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft 

und der SMT Scharf Gruppe ausgerichtet ist und die übliche Vergütung nicht ohne 

besondere Gründe übersteigt.  

Für die Beurteilung der Angemessenheit der Höhe der Vergütung werden sowohl 

externe (horizontale) als auch interne (vertikale) Vergleichsbetrachtungen angestellt: 

Externer (horizontaler) Vergleich

 Zur Beurteilung der Angemessenheit und Üblichkeit der konkreten Ziel-

Gesamtvergütung des Vorstandsmitglieds im Vergleich zu anderen Unternehmen zieht 

der Aufsichtsrat mehrere geeignete Vergleichsgruppen heran (horizontaler Vergleich). 

Für diesen Peer-Group-Vergleich ist u.a. die Marktstellung der Unternehmen im 

Vergleich zur Gesellschaft entscheidend.  

Dabei betrachtet der Aufsichtsrat die Struktur der Vergütung, die Ziel-Gesamtvergütung 

und die Einzelbestandteile sowie die Maximal-Gesamtvergütung (wie nachfolgend 

unter Abschnitt 4.4 näher erläutert) bei den Vergleichsunternehmen.  

Interner (vertikaler) Vergleich

Der interne (vertikale) Vergleich bezieht sich auf die Relation der Vorstandsvergütung 

zur Vergütung mit dem oberen Management und den Mitarbeitern der SMT Scharf AG. 

Der Aufsichtsrat berücksichtigt die Entwicklung der Vergütung der beschriebenen 

Gruppe und wie sich das Verhältnis im Zeitablauf entwickelt.  

4.3  Relation der einzelnen Vergütungskomponenten  

Der Anteil der verschiedenen Vergütungskomponenten ist nachstehend aufgeführt. 

Dabei bezieht sich der jeweils angegebene Prozentsatz auf eine unterstellte 100 %- 

Zielerreichung zur Ermittlung der kurzfristigen und langfristigen variablen Vergütung. 

Die für die Zielerreichung maßgeblichen Zielwerte werden dabei vom Aufsichtsrat für 

das jeweilige Geschäftsjahr vorgegeben.  

Der Anteil der Vergütungsbestandteile ist jeweils in einer Bandbreite angegeben, damit 

dem Aufsichtsrat die Möglichkeit verbleibt, eine funktionale Differenzierung der 

Vergütung der Vorstandsmitglieder vorzunehmen und/oder im Rahmen einer jährlichen 
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Überprüfung der Vergütung, insbesondere im Hinblick auf die Marktüblichkeit, die 

Relationen gegebenenfalls künftig innerhalb dieser Bandbreiten zu variieren.  

Die Vergütung des Vorstands besteht aus erfolgsunabhängigen (festen) und 

erfolgsabhängigen (variablen) Vergütungsbestandteilen. Die festen 

Vergütungsbestandteile umfassen die Grundvergütung und die Nebenleistungen. Die 

variable Vergütung kann aus einer kurzfristigen variablen Vergütung (Short-Term 

Incentive, STI) und einer langfristigen variablen Vergütung (Long-Term Incentive, LTI) 

bestehen.  

- Die Grundvergütung und Nebenleistungen tragen zwischen 40 % und 60 % zur Ziel-

Gesamtvergütung bei.  

- Die kurzfristige variable Vergütung trägt zwischen 20 % und 50 % zur Ziel-

Gesamtvergütung bei.  

- Die langfristige variable Vergütung, sofern vorgesehen, trägt zwischen 20 % und 50 

% zur Ziel-Gesamtvergütung bei.  

Der relative Anteil der Vergütungskomponenten an der jährlichen Zielgesamtvergütung 

beträgt zusammen immer insgesamt 100 %. So kann beispielsweise der Anteil der 

Grundvergütung und Nebenleistungen an der Gesamtvergütung 40 % und der Anteil 

der kurzfristigen variablen Vergütung 30 % betragen, sodass dann der Anteil der 

langfristigen variablen Vergütung an der Gesamtvergütung 30 % beträgt.  

Für die von der Gesellschaft etwaig gewährten Versorgungsbezüge in Form der 

Entgeltfortzahlung an Hinterbliebene (vgl. Ziffer 4.1.3) ist kein Anteil an der Ziel-

Gesamtvergütung angegeben, da diese nur für den Todesfall des Vorstandsmitglieds 

gezahlt werden und somit während der Amtszeit nicht zur Ziel-Gesamtvergütung 

beitragen.  

4.4  Höchstgrenze für die Gesamtvergütung („Maximal-Gesamtvergütung“)  

Der Aufsichtsrat hat in Übereinstimmung mit § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG eine 

betragsmäßige Höchstgrenze für die Gesamtvergütung des Vorstandsmitglieds (d.h. 

die Summe der Grundvergütung, Nebenleistungen und kurzfristigen und langfristigen 

variablen Vergütungsbestandteile) festgelegt („Maximal-Gesamtvergütung“). Diese 

Maximal-Gesamtvergütung beträgt für jedes Vorstandsmitglied jeweils einzeln EUR 

855.000,00 im Jahr. 

Dabei bezieht sich die Maximal-Gesamtvergütung auf die Summe aller Werte, die aus 

den Vergütungsregelungen in einem Geschäftsjahr resultieren.  

5.  Erläuterungen der einzelnen Vergütungsbestandteile  

5.1  Feste Vergütungsbestandteil  

5.1.1  Grundvergütung  

Die Grundvergütung ist eine fixe, auf das Gesamtjahr bezogene Vergütung, die 

in zwölf monatlichen Teilbeträgen jeweils am Monatsende unter Einbehaltung 

der gesetzlichen Abzüge ausgezahlt wird. Bei der Festlegung der Höhe der 
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Grundvergütung berücksichtigt der Aufsichtsrat den Verantwortungsbereich 

und die Aufgaben des Vorstandsmitglieds.  

5.1.2  Nebenleistungen  

Das Vorstandsmitglied kann darüber hinaus insbesondere die folgenden 

Nebenleistungen erhalten: - Bereitstellung eines Dienstwagens oder eine 

monatlich erfolgende Zahlung als Ersatz für die Bereitstellung eines 

Dienstwagens, - Abschluss bzw. Einbeziehung in eine Gruppen-

Unfallversicherung, - Übernahme von Beiträgen zur Kranken- und 

Pflegeversicherung, sowie zur freiwilligen Rentenversicherung.  

5.1.3  Versorgungsbezüge  

Im Anstellungsvertrag kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im 

Todesfall an die Hinterbliebenen des Vorstandsmitglieds das Festgehalt für den 

Sterbemonat und bis zu sechs folgenden Monaten zahlt. Die Gesellschaft zahlt 

keinen Betrag der kurz- und langfristigen variablen Vergütung an die 

Hinterbliebenen aus.  

5.2  Variable Vergütungsbestandteile  

Die variablen Vergütungsbestandteile können sowohl kurzfristige als auch langfristige 

Komponenten umfassen. Die kurzfristige variable Vergütungskomponente und die 

langfristige variable Vergütungskomponente unterscheiden sich in ihrem zugrunde 

gelegten Leistungszeitraum und der für die Bemessung der Auszahlung jeweils 

herangezogenen finanziellen Leistungskriterien und nicht–finanziellen 

Leistungskriterien. Die Auswahl der Leistungskriterien orientiert sich dabei an der 

Unternehmensstrategie der SMT Scharf AG, der Lage der Gesellschaft und ist an dem 

Wachstum, der Profitabilität und Wettbewerbsfähigkeit orientiert.  

5.2.1  Kurzfristige jährliche variable Vergütung („STI“)  

Die kurzfristige jährliche variable Vergütung (oder auch Short-Term Incentive, 

„STI“) soll den Beitrag des Vorstands zum Unternehmenserfolg in einem 

konkreten Geschäftsjahr honorieren. Die kurzfristige variable 

Vergütungskomponente besteht aus einem oder mehreren an kurzfristigen 

Leistungskriterien ausgerichteten Boni (STI-Bonus).  

Dabei können neben finanziellen Leistungskriterien auch nicht-finanzielle 

Leistungskriterien zugrunde gelegt werden, welche die kollektive und/oder 

individuelle Leistung der Vorstandsmitglieder berücksichtigen.  

Die Höhe der kurzfristigen jährlichen variablen Vergütung wird wie folgt ermittelt:  

Im Anstellungsvertrag mit dem Vorstandmitglied vereinbart der Aufsichtsrat 

einen Zielbetrag für den Bonus (nachfolgend „STI-Zielbetrag“), der bei 100 % 

der Zielerreichung für das konkrete Geschäftsjahr gewährt wird. Der 

Anstellungsvertrag kann vorsehen, dass der STI-Zielbetrag jedes Jahr vom 

Aufsichtsrat neu angepasst wird. Die Zielerreichung für die finanziellen 

Leistungskriterien sowie die jährlichen Ziele der nichtfinanziellen 

Leistungskriterien für das jeweilige Geschäftsjahr werden vom Aufsichtsrat für 



11 

das jeweilige Geschäftsjahr festgelegt, dem Vorstandsmitglied mitgeteilt und 

nach Ablauf des Geschäftsjahres unter Angabe der Zielerreichung für das 

jeweilige Geschäftsjahr und dem daraus resultierenden Auszahlungsbetrag im 

Vergütungsbericht des Folgejahres gemäß § 162 AktG für jedes 

Vorstandsmitglied veröffentlicht.  

Sofern der Anstellungsvertrag endet, hat das Vorstandsmitglied einen anteiligen 

Anspruch (pro rata temporis) auf eine etwaige variable Vergütung für das 

Geschäftsjahr, in dem es ausscheidet. Dies gilt nicht, wenn der 

Anstellungsvertrag aufgrund einer Kündigung aus wichtigem Grund beendet 

wird.  

5.2.1.1  Finanzielle Leistungskriterien  

Die Höhe des STI-Bonus hängt davon ab, inwieweit ein 

Vorstandsmitglied die Ziele erreicht, die der Aufsichtsrat für 

dieses Vorstandsmitglied für eine oder mehrere der folgenden 

finanziellen Kennzahlen als Leistungskriterien im Sinne des § 

87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AktG festlegt:  

- Umsatzerlöse der SMT Scharf Gruppe („Overall Group 

Revenue“, auch differenzierend nach den einzelnen 

Marktsegmenten), Gesamtkonzerngewinn („Overall Group Net 

Profit“), EBITDA (Earnings Before Interest, Taxes, Depreciation 

and Amortisation), EBITA (Earnings Before Interest, Taxes and 

Amortisation), EBIT (Earnings Before Interest and Taxes), ROCE 

(Return on Capital Employed) und Free-Cashflow sowie alle 

damit zusammenhängenden Umsatzratios, Debt-to-Equity Ratio 

und Residualgewinn,  

- Kosteneinsparungen infolge der Kostenkontrolle im 

Unternehmen zum Zwecke von Kosteneinsparungen und 

diesbezüglichen Kontrollmaßnahmen („Corporate Cost Control“),  

- Vertrieb („sales“): Verkaufsvolumen der Lithium-Batterie-

Einschienenhängebahnen („lithium battery monorail suspension 

products“),  

-    Aktienkursentwicklung der Aktie der SMT Scharf AG,  

- Zielvorgaben im Hinblick auf die Sicherstellung, 

Aufrechterhaltung und/oder Erweiterung der Finanzierung der 

Gesellschaft und SMT Scharf Gruppe.  

Die vorgenannten Leistungskriterien tragen zur Förderung der 

Geschäftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft bei:  

Umsatzerlöse, Gesamtkonzerngewinn, EBITDA, EBITA, EBIT, 

ROCE, Residualgewinn, Free-Cashflow und Debt-to-Equity 

Ratio sind bedeutsame finanzielle Leistungsindikatoren. Durch 
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die Verwendung des EBITDA, EBITA und EBIT der SMT Scharf 

Gruppe wird die Rentabilität und Profitabilität des Unternehmens 

bei der Vergütung des Vorstands berücksichtigt und somit eines 

der wichtigsten unternehmensstrategischen Ziele unterstützt. 

Das Leistungskriterium ROCE zeigt die Kapitalrentabilität. Mit 

der Rendite auf das eingesetzte Kapital (Return on Capital 

Employed) wird deutlich, wie profitabel das für den 

Geschäftsbetrieb notwendige Kapital genutzt wird. Der ROCE ist 

definiert als Ergebnis vor Zinsen und Steuern, dividiert durch das 

eingesetzte Kapital. Der Free-Cashflow ist der frei verfügbare 

Cashflow und zeigt, welche Mittel verbleiben, um eine Dividende 

auszuschütten, Akquisitionen zu tätigen und die Verschuldung 

zurückzuführen. Er wird berechnet, indem man die Investitionen, 

den Saldo aus gezahlten und erhaltenen Zinsen sowie die 

Tilgung von Leasingverbindlichkeiten vom Cashflow aus 

operativer Geschäftstätigkeit abzieht. Die Debt-to-Equity Ratio 

gibt das Verhältnis zwischen dem finanziellen Fremdkapital und 

Eigenkapital an. Die Debt-to-Equity Ratio gibt somit Auskunft 

über die Finanzierungsstruktur bzw. den Verschuldungsgrad des 

Unternehmens. Diese Kennziffer ist wichtig für die Sicherstellung 

der laufenden und künftigen Finanzierung des Unternehmens 

durch Kreditgeber. Als Residualgewinn gilt das 

Konzernjahresergebnis der SMT Scharf Gruppe abzüglich 

Zinsen auf das Eigenkapital. Die Zinshöhe kann auch in 

Abhängigkeit vom jeweils geltenden Basiszinssatz festgelegt 

werden. Das Konzernjahresergebnis bestimmt sich nach dem 

durch den Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat 

gebilligten IFRS-Konzernabschluss für das betreffende 

Geschäftsjahr. Das Eigenkapital wird als durchschnittlicher 

Buchwert gemäß dem IFRS-Konzernabschluss bestimmt, und 

zwar als arithmetisches Mittel der Jahresendwerte vom 

vorherigen Geschäftsjahr und vom aktuellen Geschäftsjahr. Aus 

dem Residualgewinn lässt sich das Leistungsvermögen und die 

Effektivität eines Unternehmens ablesen. Indem der Aufsichtsrat 

dem Vorstand die Erreichung einer bestimmten Debt-to-Equity 

Ratio vorgibt, wird die langfristige Versorgung des 

Unternehmens mit Krediten sichergestellt. Demselben Ziel dient 

auch die Vorgabe von Zielen im Rahmen des Leistungskriteriums 

der „Sicherstellung, Aufrechterhaltung und/oder Erweiterung der 

Finanzierung der SMT Scharf AG und SMT Scharf Gruppe“.  

Die Kostenkontrolle im Unternehmen ist ein wesentliches 

Element im Management eines Unternehmens und spielt eine 

entscheidende Rolle bei der Sicherstellung der finanziellen 
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Gesundheit und Effizienz des Unternehmens. Eine strikte 

Kostenkontrolle ermutigt das Management, finanzielle Disziplin 

zu wahren und unnötige Ausgaben zu vermeiden. Dies führt zu 

einer effizienteren Nutzung der Ressourcen und trägt zur 

langfristigen Stabilität des Unternehmens bei.  

Die Lithium-Batterie-Einschienenhängebahn („lithium battery 

monorail suspension product“) ist ein für die Gesellschaft 

maßgebliches Produkt. Eine Steigerung des Verkaufsvolumens 

im Vertrieb dieses Produkts kann besonders honoriert werden. 

Die Berücksichtigung der Aktienkursentwicklung der Aktie der 

SMT Scharf AG betont den Fokus auf die langfristige und 

nachhaltige Wertschöpfung des Unternehmens. Zum einen, weil 

die Aktienkursentwicklung ein wesentlicher Indikator für den 

Unternehmenserfolg darstellt, zum anderen aber auch, weil ein 

höherer Aktienkurs der SMT Scharf AG wirtschaftliche Vorteile 

verschafft, insbesondere eine Möglichkeit der Aufnahme von 

Eigenkapital durch Ausgabe neuer Aktien zu für die Gesellschaft 

vorteilhafteren Bedingungen.  

Die konkreten Zielwerte für das jeweilige Geschäftsjahr werden 

vor Beginn des entsprechenden Geschäftsjahres durch den 

Aufsichtsrat festgelegt.  

5.2.1.2  Ermittlung des Erreichens der finanziellen 
Leistungskriterien  

Für die vorgenannten finanziellen Leistungskriterien wird vom 

Aufsichtsrat jeweils unmittelbar nach Feststellung des 

Jahresabschlusses des betreffenden Geschäftsjahres der Grad 

der Zielerreichung, ausgedrückt in Prozent, ermittelt und 

festgelegt, wobei bei einer Überschreitung der festgelegten Ziele 

der Bonus auf einen Maximalbetrag (Cap) begrenzt werden kann 

und auch ein Minimalbetrag (Floor) vorgesehen werden kann. 

Alternativ können Bonuskoeffizienten für die Über- bzw. 

Unterschreitung festgelegt werden.  

5.2.1.3  Nicht-finanzielle Leistungskriterien  

Neben den finanziellen Leistungskriterien kann der Aufsichtsrat 

vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres für das 

Vorstandsmitglied auch nicht-finanzielle Leistungskriterien, 

insbesondere auch persönliche Leistungskriterien, aus den 

nachfolgenden Bereichen festlegen:  

- Forschung und Entwicklung neuer Produkte, Technologien oder 

Dienstleistungen (Anzahl der angemeldeten Patente, 

Entwicklungsleistungen etc.),  
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- Strategische Unternehmensziele wie die Erreichung wichtiger 

strategischer Vorhaben (einschließlich Mergers & Acquisitions, 

strategische Partnerschaften), die Erschließung neuer Märkte, 

die Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat oder die nachhaltige 

strategische, technische oder strukturelle 

Unternehmensentwicklung, die Umsetzung etwaiger 

Transformationsvorhaben,  

- Erreichung anderer operativer Meilensteine, z.B. im Bereich 

Tunnellogistik,  

- ESG-Ziele wie Arbeitssicherheit, Sicherheitsziele der 

Produktion („Safety Production Goals“), Sicherheitsmaßnahmen, 

Unfallverhütung und Gesundheit, Compliance, Energie und 

Umwelt (wie etwa Entwicklung einer Nachhaltigkeits-Roadmap 

für das Unternehmen und die Gruppe, Optimierung des 

Ressourceneinsatzes, Reduzierung von Abfällen/Emissionen), 

Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterbelange oder 

Unternehmenskultur (wie etwa Maßnahmen zur Steigerung der 

Arbeitgeberattraktivität und der Mitarbeiterzufriedenheit, 

Maßnahmen zur Führungskräfteentwicklung, zur Diversität und 

Chancengleichheit),  

- Organisations- und Kulturentwicklung (z.B. Förderung der 

Unternehmenswerte, Stärkung interner Kooperation und 

Kommunikation, Nachfolgeplanung).  

Mit der Berücksichtigung auch nicht-finanzieller 

Leistungskriterien soll dem Aufsichtsrat die Möglichkeit gegeben 

werden, auch die individuelle oder kollektive Leistung des 

Vorstands zu berücksichtigen, auch im Hinblick auf die 

sogenannten ESG-Ziele. Diese Leistungskriterien dienen der 

Sicherstellung der operativen Umsetzung der 

Unternehmensstrategie und Berücksichtigung der Interessen 

aller Stakeholder und tragen somit zur Förderung der 

Geschäftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft bei. Forschung und Entwicklung neuer Produkte, 

Technologien oder Dienstleistungen sind entscheidende Treiber 

für Innovation und langfristigen Erfolg eines Unternehmens. Die 

Anzahl der angemeldeten Patente ist ein Indikator für die 

Innovationskraft eines Unternehmens. Investitionen in 

Forschung und Entwicklung tragen zum langfristigen Wachstum 

des Unternehmens bei. Neue Produkte und Technologien 

können neue Einnahmequellen erschließen. 

Sicherheitsmaßnahmen und Unfallverhütung im Rahmen der 

Arbeitssicherheit sind wesentliche Bestandteile des 
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Risikomanagements. Durch die Reduzierung von Unfällen und 

Sicherheitsvorfällen können potenzielle finanzielle Verluste und 

Betriebsunterbrechungen minimiert werden. Dies trägt zur 

Stabilität und Kontinuität des Geschäftsbetriebs bei.  

Die konkreten Ziele für das jeweilige Geschäftsjahr werden vor 

Beginn des entsprechenden Geschäftsjahres durch den 

Aufsichtsrat festgelegt.  

Für die nicht-finanziellen Leistungskriterien kann der Aufsichtsrat 

zunächst messbare Zielvorgaben vorgeben, sofern das 

betreffende Leistungskriterium eine solche messbare 

Zielerreichung zulässt. Alternativ dazu kann der Aufsichtsrat aber 

auch Zielvorgaben machen, deren Erreichung zwar nicht exakt 

messbar, aber zumindest verifizierbar ist. Erforderlich aber auch 

ausreichend hierfür ist, dass die Zielerreichung für Dritte 

nachvollziehbar ist, d.h. dass das Erreichen der nicht exakt 

messbaren Zielvorgaben zumindest an objektiven Tatsachen 

festgemacht und der Grad der Zielerreichung zumindest 

argumentativ plausibilisiert werden kann.  

Die vom Aufsichtsrat festgelegten Ziele können im 

pflichtgemäßen Ermessen des Aufsichtsrats auch teilweise oder 

vollständig für die Vorstandsmitglieder identisch festgelegt 

werden.  

5.2.1.4  Ermittlung des Erreichens der nicht-finanziellen 
Leistungskriterien  

Für die vorgenannten nicht-finanziellen Leistungskriterien wird 

vom Aufsichtsrat jeweils nach Ablauf des betreffenden 

Geschäftsjahres der Grad der Zielerreichung, ausgedrückt in 

Prozent, ermittelt und festgelegt. Dabei gelten für die Ermittlung 

des Grads der Zielerreichung bei nicht exakt messbaren 

Zielvorgaben die vorstehenden Ausführungen zur 

Verifizierbarkeit und der Plausibilisierung der Zielerreichung. 

Hierzu kann auch eine Skala von z.B. 1 bis 5 zur Ermittlung der 

Zielerreichung dienen.  

5.2.2  Langfristige variable Vergütung („LTI“)  

Die langfristige variable Vergütung (Long-Term-Incentive, oder auch „LTI“) soll 

das langfristige Engagement der Vorstandsmitglieder für das Unternehmen und 

sein nachhaltiges Wachstum fördern. Die langfristige variable 

Vergütungskomponente besteht aus einem oder mehreren an langfristigen 

Leistungskriterien ausgerichteten Boni (LTI-Bonus).  

Für die langfristige variable Vergütung gelten die vorstehenden Ausführungen 

zur Vorgabe der finanziellen und nicht-finanziellen Leistungskriterien, die 
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Ermittlung des Erreichens der Zielvorgaben sowie zur Errechnung des STI 

entsprechend mit der Maßgabe, dass die Zielvorgaben nicht auf die 

Zielerreichung in einem, sondern mehreren, jedenfalls nicht weniger als drei 

Geschäftsjahren, abstellen.  

Der Aufsichtsrat kann zudem vorsehen, dass der LTI-Bonus anstelle oder neben 

einer Gewährung in bar auch in eigenen Aktien der Gesellschaft gewährt 

werden kann.  

Dem Vorstand können zur Gewährung des LTI-Bonus auch Aktienoptionen 

zugeteilt werden. Die Anzahl der möglichen Aktienoptionen bestimmt der 

Aufsichtsrat unter Berücksichtigung der Zielgesamtvergütung und des 

Verhältnisses der einzelnen Vergütungsbestandteile.  

Die Aktienoptionen stellen mit ihrer vierjährigen Wartezeit eine langfristig 

variable, aktienbasierte Vergütung mit einer mehrjährigen 

Bemessungsgrundlage dar. Sie leisten damit einen Beitrag zur langfristigen 

Unternehmensentwicklung und verknüpfen die Vorstandsvergütung mit den 

Aktionärsinteressen. Aufgrund der vierjährigen Wartezeit und des 

Erfordernisses der Erreichung des Erfolgsziels wird die langfristig positive 

Kursentwicklung der Aktie der Gesellschaft honoriert.  

Durch die Einbeziehung des Vorstands der Gesellschaft in einen 

Aktienoptionsplan soll dieser möglichst langfristig gebunden werden. Die hohe 

persönliche Leistungs- und Einsatzbereitschaft des Vorstands soll hierdurch 

weiter erhalten und gestärkt werden, um die positive Unternehmensentwicklung 

auch für die Zukunft zu sichern. Mit Einbeziehung des Vorstands in einen 

Aktienoptionsplan soll zudem eine langfristig ausgerichtete Anreizwirkung in 

Einklang mit den Interessen der Aktionäre gewährleistet werden.  

Grundlage für einen solchen Aktienoptionsplan kann die von der 

Hauptversammlung am 20. Mai 2025 unter Tagesordnungspunkt 12  

beschlossene Ermächtigung sein. Aktienoptionen können jedoch auch auf 

Basis eines Aktienoptionsplans mit einem anderen Inhalt, der auf einer durch 

die Hauptversammlung erst zukünftig noch zu beschließenden 

Ermächtigungsgrundlage basiert, ausgegeben werden.  

Sofern die Aktienoptionen auf der Grundlage künftiger Ermächtigungen der 

Hauptversammlung ausgegeben werden, werden die Optionsbedingungen 

entsprechende Regelungen zu den Fristen (Warte-, Ausübungs- und 

Sperrfristen) vorsehen, einschließlich der gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG 

vorgesehenen Wartefrist von mindestens vier Jahren.  

5.2.2.1  Virtuelle Aktienoptionsprogramme  

Der LTI-Bonus kann auch in Form eines virtuellen 

Aktienoptionsprogramms ausgestaltet werden. Dabei kann der 

LTI-Bonus ganz oder teilweise in virtuelle Aktien des 

Unternehmens (Phantom Shares) umgewandelt werden. Diese 

werden den jeweiligen Vorstandsmitgliedern als Rechengröße 
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zugeteilt und unterliegen einer Haltefrist von nicht weniger als 3 

Jahren.  

5.3   Laufende Prüfung und Anpassung der Leistungskriterien  

Der Aufsichtsrat überprüft jedes Jahr die Angemessenheit der variablen 

Vergütungsbestandteile unter besonderer Berücksichtigung ihrer angestrebten 

Anreizwirkung. Insbesondere werden die Werte für die relevanten finanziellen 

Leistungskriterien sowie die nicht-finanziellen Leistungskriterien daraufhin überprüft, 

ob sie die tatsächlichen Unternehmensziele und die vom Aufsichtsrat angestrebte 

Anreizwirkung noch hinreichend und angemessen abbilden. Ist dies nach Auffassung 

des Aufsichtsrats nicht der Fall, ist er berechtigt, die finanziellen Leistungskriterien 

sowie die nicht-finanziellen Leistungskriterien und das Verhältnis der variablen 

Vergütungsbestandteile zueinander für zukünftige Geschäftsjahre angemessen 

anzupassen, soweit dadurch die Ziel-Gesamtvergütung bei 100 %-iger Zielerreichung 

nicht unterschritten wird.  

5.4  Anpassung im Falle von außergewöhnlichen Entwicklungen 

Der Aufsichtsrat ist bei Vorliegen außergewöhnlicher Entwicklungen berechtigt, auch 

nach Beginn des jeweiligen Bemessungszeitraums die Höhe der einzelnen 

Vergütungsbestandteile (einschließlich der Ziel-Gesamtvergütung variabler 

Vergütungselemente bei 100 % Zielerreichung), deren Verhältnis zueinander, die 

Kriterien für die Zielerreichung, die jeweiligen Auszahlungsbeträge sowie die 

Auszahlungszeitpunkte anzupassen, vorausgesetzt, die Jahres-Maximalvergütung 

sowie die vor Beginn des Geschäftsjahres für die variablen Vergütungskomponenten 

festgelegten Obergrenzen werden nicht überschritten. 

Außergewöhnliche Entwicklungen liegen vor, wenn Umstände eingetreten sind oder 

mit überwiegender Wahrscheinlichkeit eintreten werden, die bei Festlegung der 

Zielvorgaben für variable Vergütungsbestandteile nicht vorhergesehen werden konnten 

und die sich erheblich auf die Gesamtvergütung des Vorstandsmitglieds auswirken. Als 

außergewöhnliche Entwicklungen in Betracht kommen insbesondere wesentliche 

Akquisitionen, der Verkauf wesentlicher Unternehmensteile, substanzielle 

Veränderungen in den zugrunde liegenden Rechnungslegungsstandards oder 

Steuervorschriften, Naturkatastrophen, Epidemien/Pandemien oder vergleichbare 

Tatbestände, außergewöhnlich weitreichende Änderungen der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen (z.B. durch eine schwere Wirtschafts- oder Finanzkrise), 

Naturkatastrophen, Terroranschläge, politische Krisen, oder disruptive 

Marktentscheidungen von Kunden, sofern diese oder ihre konkreten Auswirkungen 

nicht vorhersehbar waren. Allgemeine ungünstige Marktentwicklungen gelten nicht als 

außergewöhnliche Entwicklungen im vorstehenden Sinne. Bei seiner Entscheidung 

berücksichtigt der Aufsichtsrat mit, inwieweit die Gesellschaft, die Aktionäre und die 

Mitarbeiter von den außergewöhnlichen Entwicklungen betroffen sind oder betroffen 

sein werden. 
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Sofern eine Anpassung der bestehenden Vergütungsbestandteile nicht ausreichen 

sollte, um die Anreizwirkung der Vergütung des Vorstandsmitglieds wiederherzustellen, 

hat der Aufsichtsrat bei außergewöhnlichen Entwicklungen unter den gleichen 

Voraussetzungen auch das Recht, vorübergehend zusätzliche Vergütungsbestandteile 

zu gewähren.  

Sofern es zu durch außergewöhnliche Entwicklungen bedingten Anpassungen kommt, 

wird dies im Vergütungsbericht offengelegt und begründet.  

6.  Malus/Claw-Back  

Der Aufsichtsrat kann sich vorbehalten, in bestimmten Fällen noch nicht ausgezahlte 

variable Vergütungsbestandteile zu reduzieren oder bereits ausgezahlte variable 

Vergütungsbestandteile zurückzufordern.  

Bei einem erheblichen Pflicht- oder Compliance-Verstoß eines Vorstandmitglieds kann 

der Aufsichtsrat die variablen Vergütungsbestandteile (Bonus bzw. Aktienoptionen) 

nach pflichtgemäßem Ermessen teilweise oder vollständig reduzieren („Malus“).  

Wurden variable Vergütungsbestandteile bereits ausgezahlt, kann der Aufsichtsrat 

unter den vorstehend genannten Voraussetzungen nach pflichtgemäßem Ermessen 

auch ausgezahlte Beträge der variablen Vergütung teilweise oder vollständig 

zurückfordern („Claw-Back“).  

Eine etwaige Schadensersatzpflicht des Vorstandmitglieds gegenüber der Gesellschaft 

bleibt durch die Malus- und Claw-Back-Regelungen unberührt.  

Die Reduzierung oder Rückforderung erfolgt bei Pflicht- oder Compliance-Verstößen 

im vorgenannten Sinn grundsätzlich für das Jahr, in dem der erhebliche Pflicht- oder 

Compliance-Verstoß begangen wurde. Der Rückforderungszeitraum endet zwei Jahre 

nach Auszahlung des variablen Vergütungsbestandteils. Die Rückforderung kann auch 

dann noch erfolgen, wenn das Amt oder das Anstellungsverhältnis mit dem 

Vorstandsmitglied bereits beendet ist.  

Im Falle der Festsetzung oder Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile auf der 

Basis fehlerhafter Daten, z. B. eines fehlerhaften Jahres- oder Konzernabschlusses, 

kann der Aufsichtsrat die Festsetzung korrigieren bzw. bereits ausgezahlte 

Vergütungsbestandteile zurückfordern.  

7.  Vertragslaufzeiten, Kündigungsmöglichkeiten, Vergütung bei Beendigung der 
Vorstandstätigkeit, Unterjähriger Ein- bzw. Austritt  

Die Anstellungsverträge werden befristet auf die Dauer der jeweiligen Bestellung eines 

Vorstandsmitgliedes geschlossen. Ein Anstellungsvertrag kann eine 

Verlängerungsklausel vorsehen, nach der sich der Anstellungsvertrag automatisch um 

den Zeitraum verlängert, für den das jeweilige Vorstandsmitglied erneut zum Vorstand 

bestellt wird.  

Bei Aufnahme der Vorstandstätigkeit, wenn das Vorstandsmitglied einen neuen 

Dienstvertrag unterzeichnet oder bei einer automatischen Verlängerung des 

Dienstvertrages, entscheidet der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und 
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inwieweit dem neuen Vorstandsmitglied zusätzliche Vergütungsleistungen gewährt 

werden (insbesondere eine Umzugsbeihilfe oder ein Sign-On-Bonus). Der Aufsichtsrat 

kann anlässlich des Antritts der Vorstandstätigkeit insbesondere einen Ausgleich für 

den Verfall von Leistungen des vorherigen Arbeitgebers des Vorstandsmitglieds 

gewähren (z.B. Versorgungszusagen) oder sich an den Kosten für einen Umzug des 

Vorstandsmitglieds beteiligen. Die Höhe des Ausgleichs und der Umzugskosten sind 

individualvertraglich festzulegen. Die Umzugskosten sollen einen angemessenen 

Maximalbetrag nicht überschreiten.  

Wird ein Vorstandsmitglied neu angestellt, kann der Aufsichtsrat im pflichtgemäßen 

Ermessen die Auszahlung der variablen kurzfristigen Vergütung in angemessenem 

Umfang für einen begrenzten Zeitraum auch garantieren.  

Der Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitgliedes enthält keine Regelung zur 

ordentlichen Kündigung des Vertrags. Der Anstellungsvertrag kann vorsehen, dass, 

sollte die Gesellschaft die Bestellung zum Mitglied vorzeitig widerrufen, der 

Gesellschaft und dem jeweiligen Vorstandsmitglied das Recht zusteht, den Vertrag zu 

kündigen. Das beiderseitige Recht zur außerordentlichen Kündigung des 

Anstellungsvertrags bleibt unberührt.  

7.1  Vergütung bei Beendigung der Vorstandtätigkeit  

Die Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern können auch Regelungen für die 

Vergütung im Falle der vorzeitigen Beendigung des Vorstandsamts bzw. 

Anstellungsvertrags vorsehen.  

Für den Fall der vorzeitigen Beendigung des Anstellungsvertrags (ohne dass ein 

wichtiger Grund für die Kündigung des Anstellungsvertrags durch die Gesellschaft 

vorliegt) kann eine Abfindungszahlung gewährt werden, deren Höhe jedoch auf zwei 

Jahresgesamtvergütungen begrenzt ist und die Vergütung der Restlaufzeit des 

Anstellungsvertrags nicht übersteigen darf („Abfindungs-Cap“). Bei der Berechnung 

des Abfindungs-Caps wird auf die Gesamtvergütung für das letzte Geschäftsjahr vor 

der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit als Vorstandsmitglied und ggf. auf die 

voraussichtliche Gesamtvergütung für das laufende Geschäftsjahr abgestellt.  

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zur außerordentlichen Kündigung des 

Vorstands-Anstellungsvertrags durch die Gesellschaft wird keine Abfindung gezahlt.  

7.2  Unterjähriger Ein- bzw. Austritt  

Im Falle eines Ein- oder Austritts während eines laufenden Geschäftsjahrs wird die 

Gesamtvergütung einschließlich der variablen Vergütung pro rata temporis 

entsprechend der Dauer des Anstellungsvertrags im relevanten Geschäftsjahr 

reduziert.  
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8.  Nachvertragliches Wettbewerbsverbot  

Im Anstellungsvertrag kann ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot im Rahmen des 

gesetzlich Zulässigen vereinbart werden. Für diesen Zeitraum kann eine angemessene 

Entschädigung in Höhe von jährlich 50 % der von dem Vorstandsmitglied zuletzt 

bezogenen vertragsmäßigen Leistungen gewährt werden. Die variablen 

Vergütungsbestandteile sind bei der Berechnung der Entschädigung nach dem 

Durchschnitt der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre nach diesem 

Vergütungssystem in Ansatz zu bringen. Die Zahlung erfolgt in monatlichen 

Teilbeträgen. Der Aufsichtsrat kann vorsehen, dass Zahlungen aus Anlass einer 

vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit gemäß Abschnitt 6 dieses 

Vergütungssystems auf die Karenzentschädigung angerechnet werden. Der 

Aufsichtsrat kann im Einzelfall auch auf die Durchsetzung des Wettbewerbsverbotes 

verzichten. In diesem Fall ist keine Zahlung zu leisten.  

9.  Vorübergehende Abweichungen  

Der Aufsichtsrat kann vorübergehend von einzelnen Bestandteilen des 

Vergütungssystems abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen 

Wohlergehens der Gesellschaft notwendig ist. Dies betrifft insbesondere Situationen, 

in denen die Abweichung vom Vergütungssystem notwendig ist, um den langfristigen 

Interessen und der Tragfähigkeit der Gesellschaft insgesamt zu dienen oder um ihre 

Rentabilität zu gewährleisten. Derartige Situationen können sowohl auf 

gesamtwirtschaftlichen als auch unternehmensbezogenen außergewöhnlichen 

Umständen beruhen. Abweichungen sind insbesondere in wirtschaftlichen Krisen 

zulässig, in denen die Vergütung der vom Aufsichtsrat für geeignet gehaltenen 

(potenziellen) Vorstandsmitglieder auf Basis des Vergütungssystems und die dadurch 

bewirkte Anreizstruktur im Unternehmensinteresse als nicht ausreichend erscheint. Die 

Bestandteile des Vergütungssystems, von denen in Ausnahmefällen abgewichen 

werden kann, sind die Grundvergütung (insbesondere Höhe und 

Auszahlungszeitpunkt), die Nebenleistungen und Versorgungsbezüge (Höhe, Art und 

Gewährungszeitpunkt), die variablen Vergütungsbestandteile (insbesondere die 

jeweiligen Bemessungsgrundlagen, die Regelungen zur Zielfestsetzung, die 

Leistungskriterien, die Regelungen zur Ermittlung der Zielerreichung und zur 

Festsetzung der Auszahlungsbeträge sowie die Auszahlungszeitpunkte) einschließlich 

des Verhältnisses der Vergütungsbestandteile zueinander sowie die Maximal-

Gesamtvergütung.  

Gelangt der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßer Beurteilung zu der Auffassung, dass die 

Gewähr einer variablen Vergütung angesichts der außergewöhnlichen Situation nicht 

im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft liegt, kann er auf die 

Gewähr einer variablen Vergütung zugunsten erhöhter Festbezüge vorübergehend 

auch vollständig verzichten. Die Abweichung vom Vergütungssystem soll nur 

vorübergehend sein und einen vom Aufsichtsrat im pflichtgemäßen Ermessen 

festgelegten Zeitraum nicht übersteigen. Eine solche Abweichung von dem 
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Vergütungssystem setzt ferner voraus, dass der Aufsichtsrat mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen (i) feststellt, dass eine Situation vorliegt, die eine 

vorübergehende Abweichung vom Vergütungssystem im Interesse des langfristigen 

Wohlergehens der Gesellschaft erfordert und (ii) festlegt, welche konkreten 

Abweichungen aus seiner Sicht geboten sind. Soweit die Regelungen des 

Vorstandsanstellungsvertrags eine einseitige Änderung der betreffenden 

Vergütungsbestimmungen erlauben, wird der Aufsichtsrat die für geboten gehaltenen 

Abweichungen einseitig umsetzen; ansonsten wird er sich bemühen, mit dem oder den 

betroffenen Vorstandsmitgliedern eine entsprechende vertragliche Regelung zu finden.  

10. Vergütung des Vorstands der Gesellschaft im Geschäftsjahr 2025  

10.1 Höhe der Vergütung

Die nachfolgende Tabelle gibt die den Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2025 

gewährte und geschuldete Vergütung im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG wieder, 

aufgeteilt nach festen und variablen Vergütungsbestandteilen, sowie deren jeweiligen 

Anteil an der Gesamtsumme. Dabei wird darauf hingewiesen, dass die Gesellschaft die 

Begriffe „gewährt“ und „geschuldet“ im Hinblick auf die Vergütung im Einklang mit der 

Gesetzesbegründung zum ARUG II wie folgt anwendet: 

Eine Vergütung ist „gewährt“ im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG, wenn sie 

dem Organmitglied faktisch, d.h. tatsächlich, zufließt und damit in sein Vermögen 

übergeht („Zuflussprinzip“, vgl. Begründung zum Regierungsentwurf ARUG II, BT-

Drs. 19/9739, S. 111, Begründung Beschlussempfehlung BT-Rechtsausschuss 

ARUG II, BT-Drs. 19/15153, S. 53). Die Gesellschaft gibt daher als „gewährte“ 

Vergütung im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG diejenigen Leistungen an, die 

dem Vorstandsmitglied im Geschäftsjahr 2025 tatsächlich zugeflossen sind, 

insbesondere durch Zahlung an das Vorstandsmitglied.  

Eine Vergütung ist „geschuldet“ im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG, wenn die 

Gesellschaft eine rechtlich bestehende Verpflichtung gegenüber dem Organmitglied 

hat, die fällig, aber noch nicht erfüllt ist (Begründung zum Regierungsentwurf ARUG II, 

BT-Drs. 19/9739, S. 111, Begründung Beschlussempfehlung BT-Rechtsausschuss 

ARUG II, BT-Drs. 19/15153, S. 53). 

Dementsprechend enthält die nachfolgende Tabelle die für das Geschäftsjahr 2025 

gezahlte feste Vergütung sowie variable Vergütungsbestandteile, die im Geschäftsjahr 

2025 an die Vorstandsmitglieder gezahlt und damit gemäß den vorstehenden 

Erläuterungen „gewährt“ wurden.  
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Jun Liu 
Longjiao 

Wang 
Reinhard 
Reinartz 

Volker 
Weiss 

in 
TEUR 

in 
% 

in 
TEUR 

in 
% 

in 
TEUR  in % 

in 
TEUR  

in 
% 

Feste Vergütung  
Grundver-
gütung 67  77% 128  25% 330  66% 220 85% 
Neben-
leistungen*  11  13% 18  4% 27  5% 18  7% 

Summe  78  90% 146  29% 357  71% 238 92% 

Variable Vergütung  
Tantieme 9  10% 163  32% 33  7% 22  8% 

Sonderposition  
-    0% -    0% 112  22% -    0% 

Gesamtvergütung ** (i.S.d. § 162 
Abs. 1 AktG) 87 100% 309 62% 502 100% 260 100%

* Die Vorstandsgesellschaft unterhält eine D&O-Versicherung sowie einer Unfallversicherung für die 
Organmitglieder. Ebenso haben die Vorstandsmitglieder Anspruch auf einen Dienstwagen oder 
entsprechende Dienstwagenpauschale. Die auf die einzelnen Vorstandsmitglieder entfallende Prämie 
sowie die Dienstwagenpauschale ist in den Nebenleistungen enthalten.  
** Durch Rundung summieren sich die einzelnen Prozentwerte ggf. nicht auf 100% 

Als Kompensation für ausbleibende/verfallende Zahlungen aus dem Long Term 

Incentive Programm seines bisherigen Arbeitgebers, die durch den Wechsel des 

Unternehmens bedingt sind, erhält Herr Reinartz eine Abfindung in Höhe von 

TEUR 400 (brutto). Der offene Betrag ist ab Vertragsbeginn mit einem Zinssatz von 

3 % p.a. zu verzinsen. Der Betrag ist in Jahresraten von TEUR 100 zuzüglich der 

aufgelaufenen Zinsen am 30. April 2025, 30. April 2026, 30. April 2027 sowie am 

30. April 2028 zur Zahlung fällig. Wird der Dienstvertrag aus einem von Herrn Reinartz 

zu vertretenden wichtigen Grund vorzeitig beendet, wird der Betrag pro rata temporis, 

d.h. von Vertragsbeginn bis zum Zeitpunkt der Vertragsbeendigung nebst der bis dahin 

aufgelaufenen Zinsen geschuldet. 

Die Angaben für die Grundvergütung, Nebenleistungen und den Teil der 

erfolgsabhängigen Tantieme, entsprechen einander hinsichtlich Rückstellungs- und 

Zuflussbetrag.  

Die Tantieme wird jährlich nach der Hauptversammlung für das Vorjahr ausgezahlt. Bei 

unterjährigem Beginn eines Vorstandsdienstvertrages erhält das betreffende 

Vorstandsmitglied die Tantieme für das jeweilige Geschäftsjahr zeitanteilig.  

10.2 Leistungskriterien für die variable Vergütung 

Für die kurzfristige variable Vergütung sind konkrete Leistungskriterien vorgegeben, 

anhand deren Zielerreichung sich die Höhe des auszuzahlenden Bonus bemisst. Diese 

Leistungskriterien richteten sich an den strategischen und operativen Zielen der 
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Gesellschaft aus, insbesondere im Hinblick auf das Erreichen von wirtschaftlichen und 

finanziellen Zielen. 

Im Einzelnen:    

Die für das Geschäftsjahr 2025 vorgegebenen Leistungskriterien, deren Gewichtung 

sowie Zielerreichung und die sich daraus ergebende Auszahlung der variablen 

Vergütung sind in den nachstehenden Tabellen für jedes Vorstandsmitglied aufgeführt. 

Übersicht der individuellen variablen Vergütungsbestandteile pro 

Vorstandsmitglied 

TEUR 

Volker Weiss, CFO 

Minimalbetrag Budget-Erreichung Maximalbetrag 

a) Konzernumsatz 
0 20 40 

Bonuskoeffizient = 0,133% 

b) Konzern-Residualgewinn 
0 40 80 

Bonuskoeffizient = 2% 

c) Nicht-Kohle-Umsatz 
0 7 13 

Bonuskoeffizient = 0,133% 

d) Nicht-Kohle-Rohertrag 
0 13 27 

Bonuskoeffizient = 2% 

Gesamtstumme 0 80 160 

TEUR 

Reinhard Reinartz, COO 

Minimalbetrag Budget-Erreichung Maximalbetrag 

a) Konzernumsatz 
0 30 60 

Bonuskoeffizient = 0,2% 

b) Konzern-Residualgewinn 
0 60 120 

Bonuskoeffizient = 3% 

c) Nicht-Kohle-Umsatz 
0 10 20 

Bonuskoeffizient = 0,2% 

d) Nicht-Kohle-Rohertrag 
0 20 40 

Bonuskoeffizient = 3% 

Gesamtstumme 0 120 240 
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TEUR 

Liu Jun, CEO 

Minimalbetrag Budget-Erreichung Maximalbetrag 

a) Konzernumsatz 
0 20 40 

Bonuskoeffizient = 0,2% 

b) Konzern-Residualgewinn 
0 40 80 

Bonuskoeffizient = 3% 

c) Nicht-Kohle-Umsatz 
0 7 13 

Bonuskoeffizient = 0,2% 

d) Nicht-Kohle-Rohertrag 
0 13 27 

Bonuskoeffizient = 3% 

Gesamtstumme 0 80 160 

TEUR 

Longjiao Wang CEO Neuvertrag

Minimalbetrag 
Budget-
Erreichung Maximalbetrag 

a) Konzern-Umsatz 0 25% 72 

b) Konzern-EBIT 0 25% 72 

c) Gesundheit / Sicherheit am 
Arbeitsplatz  0 15% 43 

d) Umweltschutz 
0 15% 43 

e) strategische 
Entwicklungsziele 0 20% 58 

Gesamtstumme 288

10.3  Aktien und Aktienoptionen

Dem Vorstand wurden in der Vergangenheit weder Aktien noch Aktienoptionen gewährt 

oder zugesagt. 

10.4 Vergütung ehemaliger Vorstandsmitglieder im Geschäftsjahr 2025

Ehemalige Mitglieder des Vorstands erhielten im Berichtsjahr keine Vergütung. 

10.5 Keine Rückforderung variabler Vergütungsbestandteile 

Die Gesellschaft hatte im Jahr 2025 keinen Anlass, variable Vergütungsbestandteile 

zurückzufordern und hat insofern auch keine variablen Vergütungsbestandteile vom 

Vorstand zurückgefordert. 

10.6 Berücksichtigung des Beschlusses der Hauptversammlung nach § 120a Abs. 4, 

5 AktG

Gemäß § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 AktG ist auch eine Erläuterung in den 

Vergütungsbericht aufzunehmen, wie der Beschluss der Hauptversammlung über den 

Vergütungsbericht nach § 120a Abs. 4 AktG oder die Erörterung des 

Vergütungsberichts nach § 120a Abs. 5 AktG berücksichtigt wurde.  
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Der Vergütungsbericht wurde der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur 

Beschlussfassung über die Billigung vorgelegt. Der Vergütungsbericht 2024 wurde von 

den abstimmungsberechtigten Aktionären mit 99,56 % gebilligt.  

Da es keine Kritik der Aktionäre an dem Vergütungsbericht 2024 gab, be-stand kein 

Anlass des Aufsichtsrats, Veränderungen am Vergütungsbericht 2025 vorzunehmen. 

10.7 Einhaltung der Maximalvergütung

Die nachfolgende Tabelle stellt die Maximalvergütung der Vorstandmitglieder dar: 

in TEUR 

Variable Vergütung 2025 Gesamtbezüge 2025 

Ist Maximum Ist Maximum 
Jun Liu, CEO 9 67 87 145 
Longjiao Wang, CEO 163 192 309 338 

Reinhard Reinartz, COO* 33 240 502 709 

Volker Weiss, CFO 22 160 260 398 

Gesamt 227 659 1.158 1.590

*incl. Sonderzahlung  

Die Maximalvergütung für alle amtierenden und früheren Vorstandsmitglieder, die im 

Geschäftsjahr 2025 tätig waren und somit Vergütung für das betreffende Geschäftsjahr 

erhalten haben, wurde eingehalten. 
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II. Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder

1. Zusammensetzung des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2025

Im Geschäftsjahr 2025 gab es Änderungen in der Personalstruktur des Aufsichtsrats 

der SMT Scharf AG. Der Aufsichtsrat war im Geschäftsjahr 2025 wie folgt besetzt: 

Herr Univ.-Prof. Dr. Louis Velthuis

(Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender)

vom 1. Januar bis 20. Mai 2025

Herr Li Zhang

(Vorsitzender des Aufsichtsrats vom 20. Mai 

bis 30. Juni 2025)

vom 1. Januar bis 30. Juni 2025

Herr Qiang Yu

(Mitglied und Mitglied des 

Prüfungsausschusses)

vom 1. Januar bis 1. August 2025

Herr Prof. Dr. Ferdinand Bernhard Mager

(Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender, 

Vorsitzender des Prüfungsausschusses)

vom 20. Mai bis 31. Dezember 2025

Herr Dr. Lei Zhang

(Mitglied)

vom 20. Mai bis 31. Dezember 2025

Herr Prof. Wei Luan

(Mitglied und Mitglied des 

Prüfungsausschusses)

vom 20. Mai bis 31. Dezember 2025

Herr Jian Liu

(Vorsitzender des Aufsichtsrats)

vom 16. Juli bis 31. Dezember 2025

Hui Guo

(Mitglied)

vom 17. November bis 31. Dezember 2025
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2. Grundzüge des Vergütungssystems des Aufsichtsrats 

Die derzeit geltende Vergütungsregelung für den Aufsichtsrat ist in § 13 der Satzung 

der SMT Scharf AG niedergelegt. 

„§ 13 Vergütung des Aufsichtsrates 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten jährlich eine feste Vergütung in 

Höhe von jeweils EUR 25.000,00 (die „Grundvergütung“). Der 

Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das 2,0 fache der Grundvergütung 

und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das 1,5 

fache der Grundvergütung. Vorsitzende von Ausschüssen des 

Aufsichtsrats erhalten zusätzlich zu der Grundvergütung eine feste 

jährliche Vergütung in Höhe von EUR 10.000,00.  

(2) Ferner erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrates eine variable Vergütung in 

Form einer Beteiligung am Konzernergebnis, die sich wie folgt 

berechnet: Die jährliche ergebnisorientierte Vergütung entspricht einem 

Betrag, der sich aus der Multiplikation eines Bonusfaktors in Höhe von 

0,4% (bzw. in Höhe von 0,8% für den Aufsichtsratsvorsitzenden und in 

Höhe von 0,6% für den stellvertretenden Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats) mit dem Residualgewinn ergibt. Als Residualgewinn gilt 

das Konzernjahresergebnis der SMT Scharf Gruppe abzüglich Zinsen 

auf das Eigenkapital, wobei die Zinshöhe dem jeweils geltenden 

Basiszinssatz plus 2 Prozentpunkte entspricht. Das 

Konzernjahresergebnis bestimmt sich nach dem durch den 

Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten IFRS-

Konzernabschluss für das betreffende Geschäftsjahr. Das Eigenkapital 

wird als durchschnittlicher Buchwert gemäß dem IFRS-

Konzernabschluss bestimmt, und zwar als arithmetisches Mittel der 

Jahresendwerte vom vorherigen Geschäftsjahr und vom aktuellen 

Geschäftsjahr. Sofern ein Aufsichtsratsmitglied am Tag vor der 

Hauptversammlung, die über die Gewinnverwendung beschließt, 

nachweisen kann, dass er kumuliert in Höhe von einem Drittel 

(maßgeblich ist insofern der Kaufpreis) der jeweiligen Fixvergütung pro 

Jahr seiner Mitgliedschaft im Aufsichtsrat Aktien der Gesellschaft hält, 

so erhöht sich der Bonusfaktor für das den Investitionsnachweis 

erbringende (einfache) Aufsichtsratsmitglied auf 0,8%, für den 

Aufsichtsratsvorsitzenden auf 1,6% und für den stellvertretenden 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats auf 1,2%. Die variable Vergütung beträgt 

je einfaches Aufsichtsratsmitglied jährlich maximal EUR 9.000,00 (ohne 

Eigeninvestment) bzw. EUR 12.000,00 (mit Eigeninvestment), für den 

Aufsichtsratsvorsitzenden EUR 18.000,00 (ohne Eigeninvestment) bzw. 

EUR 24.000,00 (mit Eigeninvestment) und für den stellvertretenden 
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Vorsitzenden des Aufsichtsrats EUR 13.500,00 (ohne Eigeninvestment) 

bzw. EUR 18.000,00 (mit Eigeninvestment). 

 (3) Die feste Vergütung ist innerhalb von fünf Werktagen nach Ablauf eines 

jeweiligen Kalenderhalbjahres zur Zahlung fällig. Die variable Vergütung 

wird nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres gezahlt und ist 

innerhalb von zehn Werktagen nach der über die Entlastung des 

Aufsichtsrats für das abgelaufene Geschäftsjahr beschließenden 

Hauptversammlung zahlbar. Mitglieder des Aufsichtsrates, die nur 

während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehört 

haben, erhalten eine zeitanteilige (feste und variable) Vergütung. Die 

unterjährige Bestellung als Aufsichtsratsmitglied oder das unterjährige 

Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat hat keine Auswirkungen auf die 

Fälligkeit der Vergütung. 

 (4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ihre Auslagen ersetzt. 

Vergütungen und Auslagenersatz werden zuzüglich gegebenenfalls 

fälliger Umsatzsteuer geleistet. 

 (5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten für jede Teilnahme an einer 

Sitzung des Aufsichtsrates ein nach der Sitzung zahlbares Sitzungsgeld 

in Höhe von EUR 1.000,00, der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält 

das Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats das 

1,5 fache des Sitzungsgeldes. Für mehrere Sitzungen, die an einem Tag 

stattfinden, wird das Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. Die 

Sitzungsgelder werden zuzüglich gegebenenfalls fälliger Umsatzsteuer 

gezahlt.  

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine in angemessener Höhe 

unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für 

Unternehmensorgane (Directors & Officers Insurance) einbezogen, 

soweit eine solche besteht. Die Versicherungsprämien hierfür entrichtet 

die Gesellschaft.  

(7) Die Vergütung des Aufsichtsrats nach diesem Paragraphen wird erstmalig 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 

gewährt. 

Die in § 13 der Satzung der SMT Scharf AG niedergelegte Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder basiert auf den folgenden Erwägungen, die nach Auffassung 

von Vorstand und Aufsichtsrat nach wie vor Gültigkeit haben: 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats ist insgesamt ausgewogen und steht in 

einem angemessenen Verhältnis zu Verantwortung und Aufgaben der 

Aufsichtsratsmitglieder. Sie ist so ausgestaltet, dass sie die wirksame und unabhängige 

Überwachung des Vorstands fördert und zugleich die langfristige Wertentwicklung der 

Gesellschaft unterstützt. Die langfristige Entwicklungswirkung ergibt sich daraus, dass 
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die Vergütung vorwiegend fix ausgestaltet ist und eine begrenzte, klar strukturierte 

jährliche Ergebnis-Komponente enthält, die auf Konzernniveau ansetzt.  

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrats setzen sich wie folgt zusammen: 

2.1 Feste Vergütung 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen für jedes 

Geschäftsjahr eine feste Vergütung sowie ein Sitzungsgeld je Aufsichtsratssitzung. 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das Doppelte der Grundvergütung 

sowie des Sitzungsgeldes. Der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats das 1,5 

fache der Grundvergütung und des Sitzungsgeldes. Vorsitzende von Ausschüssen 

des Aufsichtsrats erhalten zusätzlich zu der Grundvergütung eine feste jährliche 

Vergütung in Höhe von EUR 10.000,00. 

2.2 Variable Vergütung 

Ferner erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrates eine variable Vergütung in Form einer 

Beteiligung am Konzernjahresergebnis. Die jährliche ergebnisorientierte Vergütung 

entspricht einem Betrag, der sich aus der Multiplikation eines Bonusfaktors mit dem 

Residualgewinn ergibt. Als Residualgewinn gilt das Konzernjahresergebnis der SMT 

Scharf Gruppe abzüglich Zinsen auf das Eigenkapital, wobei die Zinshöhe dem jeweils 

geltenden Basiszinssatz plus 2 Prozentpunkte entspricht. Das Konzernergebnis 

bestimmt sich nach dem durch den Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat 

gebilligten IFRS-Konzernabschluss für das betreffende Geschäftsjahr. Das 

Eigenkapital wird als 

durchschnittlicher Buchwert gemäss dem IFRS-Konzernabschluss bestimmt, und 

zwar als arithmetisches Mittel der Jahresendwerte vom vorherigen Geschäftsjahr und 

vom aktuellen Geschäftsjahr. Sofern ein Aufsichtsratsmitglied am Tag vor der 

Hauptversammlung, die über die Gewinnverwendung beschließt, nachweisen kann, 

dass er kumuliert in Höhe von einem Drittel (maßgeblich ist insofern der Kaufpreis) der 

jeweiligen Fixvergütung pro Jahr seiner Mitgliedschaft im Aufsichtsrat Aktien der 

Gesellschaft hält, so erhöht sich der Bonusfaktor für das den Investitionsnachweis 

erbringende Aufsichtsratsmitglied. Die variable Vergütung ist jedoch auf einen 

individuellen Maximalbetrag (Cap) und Minimalbetrag (Floor) begrenzt. Bei 

unterjährigem Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat ist die Vergütung zeitanteilig zu 

zahlen.  

2.3 Nebenleistungen 

Die Gesellschaft richtet für jedes Aufsichtsratsmitglied eine Vermögensschadens-

Haftpflichtversicherung für Unternehmensleiter (sog. D&O-Versicherung) ein.  

Zahlungen an Aufsichtsratsmitglieder im Fall der vorzeitigen Beendigung des Mandats 

sind auf die Vergütung für die Restlaufzeit des Mandats, die ohne die vorzeitige 

Beendigung geschuldet gewesen wäre, begrenzt. Die Auszahlung noch offener 

variabler Vergütungsbestandteile, die auf die Zeit bis zur Mandatsbeendigung entfallen, 
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erfolgt – vorbehaltlich einer abweichenden Vereinbarung zwischen dem 

ausscheidenden Aufsichtsratsmitglied und der Gesellschaft im Einzelfall – auch im Fall 

der Mandatsbeendigung nach den ursprünglich vereinbarten Zielen bzw. 

Vergleichsparametern und zu den vereinbarten Fälligkeitszeitpunkten. 

Das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder berücksichtigt die gesetzlichen 

Vorgaben sowie die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance. Die 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist insgesamt ausgewogen und steht in einem 

angemessenen Verhältnis zu der Verantwortung und den Aufgaben der 

Aufsichtsratsmitglieder sowie zur Lage der Gesellschaft. Ferner ist die 

Aufsichtsratsvergütung marktüblich und geeignet, um leistungsfähige Mandatsträger 

zu gewinnen und auf diesem Wege für eine angemessene Überwachung und Beratung 

des Vorstands zu sorgen. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird bei der SMT Scharf AG durch die 

Hauptversammlung im Wege einer Regelung in der Satzung festgelegt. Zu diesem 

Zweck unterbreiten Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung einen Be-

schlussvorschlag. Die Regelung in § 13 der Satzung der Gesellschaft zur 

Aufsichtsratsvergütung basiert auf einem Beschluss der ordentlichen 

Hauptversammlung 2018. 

Gemäß § 113 Abs. 3 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier 

Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder zu beschließen. Dabei ist ein die 

Vergütung bestätigender Beschluss zulässig. Ferner ist eine erneute 

Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder im Falle etwaiger 

Änderungen erforderlich. Die ordentliche Hauptversammlung am 20. Mai 2025 hat das 

Vergütungssystem des Aufsichtsrates gemäß § 113 Abs. 3 AktG gebilligt.  

3. Vergütung des Aufsichtsrats der Gesellschaft im Geschäftsjahr 2025

3.1 Höhe der Vergütung

Die nachfolgende Tabelle gibt die den Aufsichtsratsmitgliedern im Geschäftsjahr 2025 

gewährte und geschuldete Vergütung im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG wieder, 

aufgeteilt nach festen und variablen Vergütungsbestandteilen, sowie deren jeweiligen 

Anteil an der Gesamtsumme.  

Die Angaben für die Grundvergütung, Nebenleistungen und den Teil der 

erfolgsabhängigen Vergütung, entsprechen einander hinsichtlich Rückstellungs- und 

Zuflussbetrag.  

Folgende Mitglieder des Aufsichtsrats, Li Zhang, Jian Liu, Qiang Yu, Hui Guo) leisten/leisteten 
Ihre Arbeit für den Aufsichtsrat ehrenamtlich und verzichten somit auf ihre Vergütung. Diese 
hätte im Berichtsjahr gesamt 118 TEUR betragen. 
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in TEUR 

Variable Vergütung 2025 Gesamtbezüge 2025 

Ist Maximum Ist Maximum 

Prof. Dr. Ferdinand Mager 11 18                52                59 

Univ.-Prof. Dr. Louis Velthuis 7 18                31                42 

Prof. Wei Luan  7 12                30                35 

Dr. Lei Zhang 6 9                28                31 

Gesamt 31 57              141              167 

3.2 Leistungskriterien für die variable Vergütung 

Für die kurzfristige variable Vergütung sind konkrete Leistungskriterien vorgegeben, 

anhand deren Zielerreichung sich die Höhe des auszuzahlenden Bonus bemisst. Diese 

Leistungskriterien richteten sich an den strategischen und operativen Zielen der 

Gesellschaft aus, insbesondere im Hinblick auf das Erreichen von wirtschaftlichen und 

finanziellen Zielen. 

TEUR 
Aufsichtsratsvorsitzender 

Minimalbetrag Maximalbetrag 

a) feste Vergütung 0 50 

b) variable Vergütung (Residualgewinn * 0,8%) 0 18 

    (mit Eigeninvest *1,6%) 0 24 

c) Sitzungsgeld (2 TEUR je Sitzung ) 0   

TEUR 
Stellv. Aufsichtsratsvorsitzender 

Minimalbetrag Maximalbetrag 

a) feste Vergütung 0 37,5 

b) variable Vergütung (Residualgewinn * 0,6%) 0 13,5 

    (mit Eigeninvest *1,2%) 0 18 

c) Sitzungsgeld (1,5 TEUR je Sitzung)  0   

TEUR 
Mitglied des Aufsichtsrats 

Minimalbetrag Maximalbetrag 

a) feste Vergütung 0 25 

b) variable Vergütung (Residualgewinn * 0,4%) 0 9 

    (mit Eigeninvest *0,8%) 0 12 

c) Sitzungsgeld (1 TEUR je Sitzung)  0   

TEUR 
Vorsitzender von Ausschüssen  

Minimalbetrag Maximalbetrag 

a) feste Vergütung 0 10 
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Die Grenzen der Maximalvergütung wurden im Geschäftsjahr 2025 eingehalten.  

Prof.Dr.Ferdinand Mager 
Univ.-Prof. Dr. Louis 

Velthuis 

in TEUR in % in TEUR  in % 

Feste Vergütung  Grundvergütung                 30  58%                 18  59% 

Sitzungsgeld                 11  20%                   6  19% 

Auslagenersatz                 -    0%                 -    0% 

Summe Festvergütung                 41  78%                 24  78% 
Variable  
Vergütung                  11  22%                   7  22% 
Gesamtvergütung  (i.S.d. § 162 Abs. 1 
AktG) 52 100% 31 100%

Prof. Wei Luan  Dr. Lei Zhang 

in TEUR in % in TEUR  in % 
Feste Vergütung  Grundvergütung                 15  52%                 15  55% 

Sitzungsgeld                   7  23%                   7  25% 

Auslagenersatz                 -    0%                 -    0% 

Summe Festvergütung                 22  75%                 22  80% 
Variable  
Vergütung                    8  25%                   6  20% 
Gesamtvergütung  (i.S.d. § 162 Abs. 1 
AktG) 30 100% 28 100%

3.3 Vergütung ehemaliger Aufsichtsratsmitglieder im Geschäftsjahr 2025

Ehemalige Mitglieder des Aufsichtsrats erhielten im Berichtsjahr keine Vergütung. 

3.4 Aktien und Aktienoptionen

Dem Aufsichtsrat wurden in der Vergangenheit weder Aktien noch Aktienoptionen 

gewährt oder zugesagt. 

3.5 Keine Rückforderung variabler Vergütungsbestandteile 

Die Gesellschaft hatte im Jahr 2025 keinen Anlass, variable Vergütungsbestandteile 

zurückzufordern und hat insofern auch keine variablen Vergütungsbestandteile vom 

Aufsichtsrat zurückgefordert. 

Es bestehen keine Vorschüsse, Kredite oder Haftungsverhältnisse zugunsten von 

Aufsichtsratsmitgliedern.  

III. Vergleichende Darstellung  

Die nachfolgende Übersicht stellt gemäß § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG die relative 

Entwicklung der im jeweiligen Geschäftsjahr gewährten und geschuldeten Vergütung der 



33 

Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder im Vergleich zu der Ertragsentwicklung der 

Gesellschaft und der jährlichen Veränderung der durchschnittlichen Vergütung der 

Arbeitnehmer der Gesellschaft auf Vollzeitäquivalenzbasis dar.  

Die durchschnittliche Arbeitnehmervergütung umfasst folgende Bestandteile: 

• Löhne und Gehälter,  

• Nebenleistungen, 

• variable Vergütungsbestandteile und Prämien, die im Geschäftsjahr gewährt wurden, 

• Veränderung der Pensionsrückstellung für die aktiven Beschäftigten (sog. Anwärter) 

sowie 

• die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. 

Damit entspricht die durchschnittliche Arbeitnehmervergütung inhaltlich der im Sinne von 

§ 162 Abs. 1 AktG in Verbindung mit der Auslegung 2 des IDW gewährten und geschuldeten 

Vergütung von Vorstand und Aufsichtsrat. 

Die Ertragsentwicklung wird grundsätzlich anhand der Entwicklung des Jahresergebnisses der 

Gesellschaft gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB dargestellt. Da die Vergütung der 

Vorstandsmitglieder auch maßgeblich von der Entwicklung von Konzernkennzahlen abhängig 

ist, wird darüber hinaus als Ertragsentwicklung auch die Entwicklung des im Konzernabschluss 

ausgewiesenen IFRS-Konzernergebnisses dargestellt. 

Vergleichende Darstellung  

Geschäftsjahr 2025 2024 2023 2022 2021 

alle Angaben in TEUR

Ertragsentwicklung 

Jahresergebnis (HGB)*  -5.534 -1.134 1.524 -3.050 4.060 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 100% -174% 150% -175% 183% 

Konzernjahresergebnis (IFRS)  -1.023 7.193 5.228 14.803 12.582 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % -114% 38% -65% 18% 256% 
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Geschäftsjahr 2025 2024 2023 2022 2021 

Arbeitnehmer 

Anzahl Arbeitnehmer der SMT Scharf Gruppe 

(ohne Vorstand)  

534 546 408 419 420 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % -2% 34% -3% -0,2% 3,0% 

Relative Veränderung der Vergütung 

(Personalaufwand ohne 

Vorstandsvergütung/Vollzeitäquivalent)  

 21.986 21.094   18.033  19.189  17.554 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 4% 17% -6% 9% 8% 

Vergütung des Vorstands 

Joachim Theiss (bis 31. Dezember 2023) - - 909 599 418 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 52% 43% -21% 

Wolfgang Embert (bis 31. Dezember 2023) - - 649 455 339 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 43% 34% -18% 

Volker Weiss (ab 01.November 2023) 260 402 53 n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % -100% 658% 

Reinhard Reinartz (ab 01. März 2024) 502 563 n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % -11% 

Liu Jun (19.09.2024 -20.05.2025) 87 47 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 85% 

Longjiao Wang (ab 20.Mai 2025) 309 n/a n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Vergütung des Aufsichtsrats der Gesellschaft 

Univ.-Prof. Dr. Louis Velthuis (bis 20. Mai 2025)  31 62 71 72 74 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % -50% -13% -1% -3% 48% 

Prof. Dr. Ferdinand Mager (vom 20. Mai 2025) 52 26 36 36 34 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 100% -28% 0% 6% 36% 

Li Zhang (vom 19. September 2024 bis 30. Juni 

2025) 

- - n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Qiang YU (vom 19. September 2024 bis 1. 

August 2025) 

- - n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Jian Liu (ab 16. Juli 2025) - - n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Dr. Lei Zhang (ab 20. Mai 2025) 28 n/a n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Prof. Wei Luan  (ab 20. Mai 2025) 30 n/a n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

Hui Guo  (ab 17. November 2025)  - n/a n/a n/a n/a 

- Abweichung gegenüber Vorjahr in % 

* Das Jahresergebnis ist der Jahresüberschuss bzw. -fehlbetrag der SMT Scharf AG (Einzelabschluss) gemäß 
§275 Abs. 2 Nr. 17 HGB 
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Die zugrunde gelegte Gesamtvergütung des Geschäftsjahres ist die Gesamtvergütung gemäß 

Vergütungsbericht des jeweiligen Geschäftsjahres (für den Vorstand gemäß Zuflusstabelle des 

Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 07. Februar 2017). 

Die Ermittlung der Gesamtvergütung für den Vorstand für die Geschäftsjahre bis 2023 nach 

der Zuflusstabelle des Deutschen Corporate Governance Kodex 2017 weicht von der 

Ermittlung der Gesamtvergütung für den Vorstand für 2024 ab. Denn anders als nach den 

oben unter Abschnitt 2.2 dargestellten Grundsätzen zu der Auslegung der „gewährten und 

geschuldeten“ Vergütung wurde unter dem Deutschen Corporate Governance Kodex 2017 in 

der Zuflusstabelle auch ein im Berichtsjahr „erdienter“ Bonus berücksichtigt, auch wenn dieser 

im Berichtsjahr noch nicht fällig oder gezahlt wurde. 

Hamm, den 10. April 2026 

SMT Scharf AG 

Für den Aufsichtsrat Für den Vorstand 

________________________________ 

Jian Liu  

Vorsitzender des Aufsichtsrates 

________________________________ 

Longjiao Wang 

Vorsitzender des Vorstands 





1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-

prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und

ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-

schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas

anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend

vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder

sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf

solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten

gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit

dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten

zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein

bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-

zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 

übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben

der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder

Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der

Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-

verständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei

betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in

Textform.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

                                                                       -

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-

rungen hinzuweisen.

                                        

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer

alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-

ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-

gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung

des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-

gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-

rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-

ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-

ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen

sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-

schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 

sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit

der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer

des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 

Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene

Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-

schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-

werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf

                                                                    

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-

trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 

Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 

Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-

lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 

vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-

prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-

klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 

Auftrags sind stets unverbindlich.

                                                              

                                                               

(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-

wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 

des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 

in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 

Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

                                                  

                                                                  

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-

traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-

lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 

unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der

Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-

treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 

der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-

ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,

Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 

resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 

Nr. 9.

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-

verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-

che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-

jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

                                                                       

                                                                      

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom

Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

                                                                          

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-

rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-

len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

                                                

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1

                                                                 -

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden,

Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von

                                

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-

tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers,

insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 

Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des

§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung

                                                                         

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-

prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-

sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von

                                                                      

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1

Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 

aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem

Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

                                              
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-

                                                                       -

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

                                                              

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-

densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

                                                                     -

                                                                        

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-

genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 

gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

                                                                      

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 

kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-

nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 

Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 

erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 

gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-

rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

                                                                             

nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-

tend zu machen, bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

                                                

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 

geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 

Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 

ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im 

                                                                            

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 

mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 

Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 

den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 

Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-

re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

                                                             

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-

lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-

geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 

vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 

hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-

keiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 

ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-

geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 

Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 

steht.

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-

fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-

steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 

vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 

                                                                   

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 

Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-

form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 

zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 

beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-

den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, 

Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 

Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

         

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 

zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 

etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 

wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 

kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-

tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 

stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 

Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-

rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-

sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 

Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-

len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 

haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 

Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 

mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-

legungsgesetzes teilzunehmen.

                       

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 

Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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